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2. Instanz

Aktenzeichen L 6 AS 506/17
Datum 14.02.2018

3. Instanz

Datum 26.08.2019

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Wiesbaden vom 29. September 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r das Berufungsverfahren keine Kosten
zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Bescheidung einer Eingabe vom 26. Februar 2015.

Der 1957 geborene KlÃ¤ger steht seit 2005 im Leistungsbezug nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� (SGB
II). Er hat seitdem vor dem Sozialgericht Wiesbaden und vor dem Hessischen
Landessozialgericht zahlreiche Rechtsstreite gegen die Beklagte gefÃ¼hrt.

Die Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger antragsgemÃ¤Ã� durch Bescheid vom 21. Juni
2011 Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2011 bis zum 31.
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Dezember 2011. Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 17.
Juli 2011 (Bl. 3 Gerichtsakten) zur Fristwahrung Widerspruch; eine
WiderspruchsbegrÃ¼ndung wurde von ihm in der Folgezeit zunÃ¤chst nicht
vorgelegt. Die Beklagte wies den Widerspruch daraufhin durch in der Sache bindend
gewordenen Widerspruchsbescheid vom 26. September 2011 (Bl. 13 Gerichtsakten)
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Mit dem hier maÃ�geblichen Schreiben an die Beklagte vom 26. Februar 2015 (Bl. 4
Gerichtsakten) legte der KlÃ¤ger eine BegrÃ¼ndung seines Widerspruchs vom 17.
Juli 2011 vor und bat um Entscheidung Ã¼ber seinen Widerspruch. Mit weiterem
Schreiben vom 30. November 2016 (Bl. 5 Gerichtsakten) erinnerte der KlÃ¤ger
unter Fristsetzung an die Erteilung eines Widerspruchsbescheides und kÃ¼ndigte
an, dass er anderenfalls UntÃ¤tigkeitsklage erheben werde.

Am 1. Februar 2017 hat der KlÃ¤ger sodann bei dem Sozialgericht Wiesbaden eine
UntÃ¤tigkeitsklage auf Bescheidung seines Widerspruchs vom 17. Juli 2011 gegen
den Bescheid der Beklagten vom 21. Juni 2011 erhoben. Die Beklagte hat daraufhin
unter Vorlage einer Kopie des Widerspruchsbescheides vom 26. September 2011
und des entsprechenden Zustellungsnachweises (Bl. 16 Gerichtsakten) geltend
gemacht, dass der Widerspruch lÃ¤ngst beschieden worden sei.

Auf die Anfrage des Sozialgerichts, ob die UntÃ¤tigkeitsklage zurÃ¼ckgenommen
werde, hat der KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 28. Juni 2017 mitgeteilt, dass der
bisherige Klageantrag wie folgt umgestellt werde:

"Die Beklagte wird verurteilt, den Antrag des KlÃ¤gers vom 26. Februar 2015 auf
RÃ¼cknahme des Bescheides vom 21. Juni 2011 zu bescheiden."

Bei sachgemÃ¤Ã�er Auslegung unter BerÃ¼cksichtigung des
MeistbegÃ¼nstigungsgrundsatzes sei sein Schreiben vom 26. Februar 2015 als
erneuter Antrag auf RÃ¼cknahme des Bescheides vom 21. Juni 2011 anzusehen.
HierÃ¼ber habe die Beklagte bislang nachweislich nicht entschieden, so dass sie
antragsgemÃ¤Ã� zu verurteilen sei. Die Beklagte vertrat demgegenÃ¼ber die
Auffassung, dass eine erneute Ã�berprÃ¼fung des Bescheides vom 21. Juni 2011
nach bestandskrÃ¤ftigem Abschluss des Widerspruchsverfahrens nicht in Betracht
komme.

Das Sozialgericht hat die Klage nach AnhÃ¶rung der Beteiligten durch
Gerichtsbescheid vom 29. September 2017 abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung
ausgefÃ¼hrt, dass die Voraussetzungen fÃ¼r eine UntÃ¤tigkeitsklage nach Â§ 88
Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht vorlÃ¤gen. Klagebefugt sei demnach nur,
wer geltend machen kÃ¶nne, aufgrund eines konkreten Antrags oder Widerspruchs
einen noch offenen Anspruch auf Bescheidung zu haben. Ein entsprechender
Widerspruch oder Antrag mÃ¼sse nach Â§ 88 Abs. 1 Satz 1 SGG erhoben bzw.
gestellt sein (Michael Wolf-Dellen in: Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl. 2014, Â§ 88
Rdnr. 2).

Das Schreiben des KlÃ¤gers vom 26. Februar 2015 sei demgegenÃ¼ber â�� auch
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unter Anwendung des MeistbegÃ¼nstigungsgrundsatzes â�� nicht als Antrag auf
RÃ¼cknahme des Bescheides vom 21. Juni 2011 anzusehen. Nach dem
MeistbegÃ¼nstigungsgrundsatz sei bei nicht eindeutigen AntrÃ¤gen darauf
hinzuwirken, dass diese klar und sachdienlich gestellt wÃ¼rden, und der wirkliche
Wille sei zu erforschen. Im Zweifel sei davon auszugehen, dass alles begehrt werde,
was dem KlÃ¤ger aufgrund des Sachverhalts rechtlich zustehe (vgl. etwa BSG SozR
4-3250 Â§ 69 Nr. 9 Rdnr. 16). Ein unklarer und damit auslegungsbedÃ¼rftiger
Antrag habe hier allerdings nicht vorgelegen. Der KlÃ¤ger habe im Schreiben vom
26. Februar 2015 unmissverstÃ¤ndlich dargelegt. dass er davon ausgehe, seinen
Widerspruch gegen den Bescheid vom 21. Juni 2011 noch nicht begrÃ¼ndet zu
haben, und dass er mit diesem Schreiben nun seinen bereits am 17. Juli 2011
eingelegten Widerspruch begrÃ¼nde.

Es sei zudem auch nicht sachdienlich gewesen, die BegrÃ¼ndung des Widerspruchs
als Antrag auf RÃ¼cknahme des Bescheides vom 21. Juni 2011 anzusehen. Der
KlÃ¤ger habe die RÃ¼cknahme des Bescheides vom 21. Juni 2011 mit dem Ziel,
Kosten fÃ¼r VersicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r den Zeitraum von 2007 bis 2009 zu
erhalten, nicht mehr erreichen kÃ¶nnen. Denn nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB ll in
Verbindung mit Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB X) wÃ¼rden
Sozialleistungen lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum von einem Jahr vor der
RÃ¼cknahme erbracht.

Der KlÃ¤ger hat gegen den ihm am 2. Oktober 2017 zugestellten Gerichtsbescheid
am 2. November 2017 Berufung eingelegt. Er meint, dass die Beklagte verpflichtet
gewesen sei, ihm zumindest in irgendeiner Weise zu antworten. Er sei berechtigt,
diesen Anspruch auf Beantwortung im Wege einer UntÃ¤tigkeitsklage
durchzusetzen. Nach dem Grundsatz des Veranlassungsprinzips seien der Beklagten
zumindest die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Wiesbaden vom 29. September 2017
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, seinen Antrag vom 26. Februar 2015
zu bescheiden.

Die Beklagte, die im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 14. Februar 2018
nicht vertreten gewesen ist, beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie sieht sich in ihrer Auffassung durch die erstinstanzliche Entscheidung
bestÃ¤tigt.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten sowie zur ErgÃ¤nzung des Sach-
und Streitstands im Ã�brigen wird Bezug genommen auf die gewechselten
SchriftsÃ¤tze sowie auf den Inhalt der den KlÃ¤ger betreffenden Verwaltungsakten
der Beklagten, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Der Senat konnte im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 14. Februar 2018
in der Sache verhandeln und eine Entscheidung treffen, obwohl die Beklagte nicht
vertreten gewesen ist. Denn alle Beteiligten sind rechtzeitig und ordnungsgemÃ¤Ã�
geladen und dabei nach MaÃ�gabe von Â§ 153 Abs. 1 in Verbindung mit Â§ 110 Abs.
1 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) darauf hingewiesen worden, dass auch im Falle
ihrer Abwesenheit verhandelt und entschieden werden kÃ¶nne.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Wiesbaden vom 29. September 2017 ist im
Ergebnis nicht zu beanstanden. Die am 1. Februar 2017 erhobene
UntÃ¤tigkeitsklage war und ist mangels RechtsschutzbedÃ¼rfnis unzulÃ¤ssig.

Ist ein Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsakts ohne zureichenden Grund in
angemessener Frist sachlich nicht beschieden worden, so ist gemÃ¤Ã� Â§ 88 Abs. 1
Satz 1 SGG die Klage nicht vor Ablauf von sechs Monaten seit dem Antrag auf
Vornahme des Verwaltungsakts zulÃ¤ssig. Liegt ein zureichender Grund dafÃ¼r vor,
dass der beantragte Verwaltungsakt noch nicht erlassen ist, so setzt das Gericht
nach Â§ 88 Abs. 1 Satz 2 SGG das Verfahren bis zum Ablauf einer von ihm
bestimmten Frist aus, die verlÃ¤ngert werden kann. Wird innerhalb dieser Frist dem
Antrag stattgegeben, so ist die Hauptsache der Vorschrift des Â§ 88 Abs. 1 Satz 3
SGG zufolge fÃ¼r erledigt zu erklÃ¤ren.

Wie das Sozialgericht zutreffend entschieden hat, ist vorliegend kein Antrag des
KlÃ¤gers auf Vornahme eines Verwaltungsakts ersichtlich, welcher ohne
zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht beschieden worden
wÃ¤re.

Dem Wortlaut des Schreibens an die Beklagte vom 26. Februar 2015 nach hat der
KlÃ¤ger zunÃ¤chst eine Entscheidung Ã¼ber seinen gegen den Bescheid der
Beklagten vom 21. Juni 2011 gerichteten Widerspruch vom 17. Juli 2011
eingefordert. Insoweit rÃ¤umt der KlÃ¤ger inzwischen selbst ein, dass dieser
Widerspruch durch den Widerspruchsbescheid vom 26. September 2011 lÃ¤ngst
beschieden war. Hinsichtlich der auf Erteilung eines Widerspruchsbescheides
gerichteten UntÃ¤tigkeitsklage fehlte deshalb von Anfang an das
RechtsschutzbedÃ¼rfnis.

Nichts anderes gilt hinsichtlich des auf Anfrage des Sozialgerichts umgestellten
Klageantrags, welcher auf eine Verurteilung der Beklagten zur Bescheidung des
Antrags des KlÃ¤gers vom 26. Februar 2015 auf RÃ¼cknahme des Bescheides vom
21. Juni 2011 gerichtet ist. Es kann insoweit dahingestellt bleiben, ob das Schreiben
des KlÃ¤gers an die Beklagte vom 26. Februar 2015 seinem Wortsinn nach
Ã¼berhaupt als Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X auf Ã�berprÃ¼fung des
ursprÃ¼nglichen Bescheides vom 21. Juni 2011 gewertet werden kann. Denn auch
wenn man zugunsten des KlÃ¤gers dem Schreiben einen solchen ErklÃ¤rungsinhalt
beimisst, war die Beklagte nicht verpflichtet, in ein sog. Zugunstenverfahren nach 
Â§ 44 SGB X einzutreten und einen entsprechenden Ã�berprÃ¼fungsbescheid zu
erteilen.
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Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht
unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich
als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind, ist gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 Satz 1
SGB X der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen. Ist ein Verwaltungsakt mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen worden, so werden der
Vorschrift des Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X zufolge Sozialleistungen nach den
Vorschriften der besonderen Teile des SGB lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu
vier Jahren vor der RÃ¼cknahme erbracht.

GemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 1 SGB II in der hier maÃ�geblichen, bis zum 31. Juli 2016
geltenden alten Fassung (a.F.) vom 21. Juli 2014 gilt Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X fÃ¼r
das Verwaltungsverfahren nach dem SGB II mit der MaÃ�gabe, dass anstelle des
Zeitraums von vier Jahren ein Zeitraum von einem Jahr tritt.

Ausgehend von einem im Jahre 2015 gestellten Ã�berprÃ¼fungsantrag wÃ¼rden
Sozialleistungen nach dem SGB II mithin lediglich fÃ¼r das Kalenderjahr 2014, nicht
aber fÃ¼r den hier streitigen Bewilligungsabschnitt vom 1. Juli 2011 bis zum 31.
Dezember 2011 zu erbringen gewesen sein.

FÃ¼r eine derartige Fallkonstellation hat das Bundessozialgericht allerdings in
seinem Urteil vom 13. Februar 2014 (- B 4 AS 19/13 R, juris, Rdnr. 16) ausgefÃ¼hrt,
dass bereits die RÃ¼cknahme des belastenden Verwaltungsaktes bei Eingreifen der
Verfallklausel des Â§ 44 Abs. 4 SGB X "schlechthin" ausgeschlossen ist (BSG SozR
3-1300 Â§ 44 Nr. 1; BSG SozR 3-6610 Art.5 Nr. 1) und dass die Verwaltung
dementsprechend schon keine RÃ¼cknahmeentscheidung nach Â§ 44 Abs. 1 SGB X
mehr zu treffen hat, wenn die rechtsverbindliche, grundsÃ¤tzlich
zurÃ¼ckzunehmende Entscheidung ausschlieÃ�lich Leistungen fÃ¼r eine Zeit
betrifft, die auÃ�erhalb der durch den RÃ¼cknahmeantrag bestimmten Verfallfrist
liegen. Bereits die RÃ¼cknahme selbst stehe unter dem Vorbehalt, dass Leistungen
nach Â§ 44 Abs. 4 SGB X noch zu erbringen seien (so etwa BSG vom 28. Februar
2013 â�� B 8 SO 4/12 R, Rdnr. 10).

Dies entspricht der seit dem 1. August 2016 geltenden neuen Rechtslage, fÃ¼r die 
Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB II in der Fassung vom 26. Juli 2016 bestimmt, dass Â§ 44
SGB X fÃ¼r das Verwaltungsverfahren nach dem SGB II mit der MaÃ�gabe gilt, dass

1. rechtswidrige nicht begÃ¼nstigende Verwaltungsakte nach den AbsÃ¤tzen 1 und
2 nicht spÃ¤ter als vier Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem der Verwaltungsakt
bekanntgegeben wurde, zurÃ¼ckzunehmen sind; ausreichend ist, wenn die
RÃ¼cknahme innerhalb dieses Zeitraums beantragt wird,
2. anstelle des Zeitraums von vier Jahren nach Absatz 4 Satz 1 ein Zeitraum von
einem Jahr tritt.

Der KlÃ¤ger hat in der BerufungsbegrÃ¼ndung auch selbst eingerÃ¤umt, dass sich
angesichts dessen kein Anspruch auf Erteilung eines Ã�berprÃ¼fungsbescheides
nach Â§ 44 SGB X ergeben konnte.
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StÃ¼tzen kÃ¶nnte der KlÃ¤ger sein Verlangen auf Beantwortung der Eingabe vom
26. Februar 2015 allenfalls auf die aus Â§ 15 Sozialgesetzbuch Erstes Buch â��
Allgemeiner Teil â�� (SGB I) herzuleitende allgemeine behÃ¶rdliche
Auskunftspflicht. Bei der Erteilung einer Auskunft durch die in Â§ 15 SGB I
genannten Stellen handelt es sich freilich â�� wegen des fehlenden
Regelungswillens â�� um sog. schlichtes Verwaltungshandeln bzw. einen sog.
Realakt (vgl. Knecht in: Hauck/Noftz, SGB, 11/15, Â§ 15 SGB I, Rdnr. 17), dessen
Vornahme nicht Gegenstand einer stets auf die Erteilung eines Verwaltungsakts zu
richtenden UntÃ¤tigkeitsklage nach Â§ 88 Abs. 1 SGG sein kann. Ob insoweit die
Erhebung einer allgemeinen Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 5 SGG vor den
Sozialgerichten oder â�� bei Annahme des Rechtswegs zu den
Verwaltungsgerichten â�� eine gesetzlich nicht geregelte, in Â§Â§ 43 Abs. 2, 111,
113 Abs. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vorausgesetzte,
verwaltungsrechtliche allgemeine Leistungsklage in Betracht kommen kÃ¶nnte (vgl.
zum Streitstand Knecht in: Hauck/Noftz, SGB, 11/15, Â§ 15 SGB I, Rdnr. 18) braucht
vom Senat allerdings schon bereits deshalb nicht entschieden zu werden, weil ein
RechtsschutzbedÃ¼rfnis des KlÃ¤gers nicht erkennbar ist.

Die Gerichte haben die Aufgabe, den BÃ¼rgern und der Verwaltung zu ihrem Recht
zu verhelfen, sofern dies notwendig ist. Soweit eine MÃ¶glichkeit besteht, die in
Rede stehenden Belange auÃ�erprozessual durchzusetzen, besteht kein Anlass, die
Hilfe der Gerichte zur VerfÃ¼gung zu stellen. Deswegen gilt der allgemeine
Grundsatz, dass niemand die Gerichte unnÃ¼tz oder gar unlauter in Anspruch
nehmen oder ein gesetzlich vorgesehenes Verfahren zur Verfolgung zweckwidriger
und insoweit nicht schutzwÃ¼rdiger Ziele ausnutzen darf (vgl. BGHZ 54, 181). Jede
Rechtsverfolgung vor Gericht setzt demgemÃ¤Ã� ein sog. RechtsschutzbedÃ¼rfnis
(Rechtsschutzinteresse) voraus. Sofern diese Prozessvoraussetzung fehlt, ist die
Klage unzulÃ¤ssig. Im Falle des KlÃ¤gers hÃ¤tte es angesichts dessen nahegelegen,
die UntÃ¤tigkeitsklage entsprechend dem in Â§ 88 Abs. 1 Satz 3 SGG enthaltenen
Rechtsgedanken nach der im Verfahren erfolgten Vorlage des
Widerspruchsbescheides vom 26. September 2011 fÃ¼r erledigt zu erklÃ¤ren.

Es ist im Ã�brigen auch nicht zu beanstanden, dass das Sozialgericht nach
MaÃ�gabe von Â§ 193 SGG dem Veranlassungsprinzip folgend eine Verpflichtung
der Beklagten zur Erstattung von Verfahrenskosten verneint hat. Dass der KlÃ¤ger
bei Klageerhebung irrigerweise davon ausgegangen ist, die Beklagte habe seinen
Widerspruch vom 17. Juli 2011 noch nicht beschieden, Ã¤ndert nichts daran, dass
die Rechtsverfolgung von Anfang an unzulÃ¤ssig gewesen ist.

Die Berufung konnte deshalb im Ergebnis keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht erfÃ¼llt sind.
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Erstellt am: 27.11.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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